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VERORDNUNGSBLATT
DER (Markt/Stadt) GEMEINDE XY[endnoteRef:1] [1:  Allgemeine Hinweise:
Musterverordnung: Dieses Schriftsatzmuster dient insbesondere als Orientierung für die formalen Anforderungen und Kriterien. Der in den einzelnen Paragrafen wiedergegebene Inhalt der Verordnung stellt lediglich ein Muster dar und erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit, Richtigkeit oder Verbindlichkeit.

Vergessen Sie am Schluss nicht, die Zahlen/Fußnoten im Text und den hier grau hinterlegten Text zu löschen sowie die gelb markierten Stellen zu befüllen und die gelbe Markierung zu löschen.

Verordnungsentwürfe können gerne jederzeit zur Vorprüfung an das Amt der Oö. Landesregierung, Direktion Inneres und Kommunales, Referat Verwaltungspolizei (pol.ikd.post@ooe.gv.at) übermittelt werden.
] 

Jahrgang 2025	Ausgegeben am XX. Monat XXXX	www.ris.bka.gv.at
Nr. X Verordnung:	Alkoholverbotsverordnung


[bookmark: _Hlk161139648]Verordnung
des Gemeinderats der (Markt/Stadt) Gemeinde XY betreffend Verbot des Konsums von alkoholischen Getränken auf öffentlichen Plätzen (Alkoholverbotsverordnung)
[bookmark: _Hlk196404964][bookmark: _Hlk196400735]Auf Grund des Art. 118 Abs. 6 B-VG, BGBl. Nr. 1/1930 idF BGBl. I Nr. 89/2024, in Verbindung mit § 41 Abs. 1 Oö. Gemeindeordnung 1990, LGBl. Nr. 91/1990 idF LGBl. Nr. 64/2025 wird verordnet:
§ 1
Alkoholverbot[endnoteRef:2] [2:  Häufig ist Alkoholkonsum die Ursache für Gefährdungen von Personen, mutwillige Sachbeschädigungen sowie Belästigungen von Gemeindebürgerinnen und Gemeindebürgern an öffentlichen bzw. öffentlich zugänglichen Straßen und Plätzen.

Beachten Sie bitte die allgemeinen Voraussetzungen für die Erlassung von ortspolizeilichen Verordnungen: 
Es muss sich um eine Angelegenheit des eigenen Wirkungsbereichs handeln,
Es muss eine ortspolizeiliche Verordnung sein (ihr Inhalt muss also der „Ortspolizei“ zuzurechnen sein),
Sie muss der Abwehr unmittelbar zu erwartender oder zur Beseitigung bestehender, das örtliche Gemeinschaftsleben störender Missstände dienen und
Sie darf nicht gegen bestehende Gesetze und Verordnungen des Bundes und des Landes verstoßen. 

Missstand: Die Gemeinde muss vor Erlassung einer ortspolizeilichen Verordnung den Missstand ermitteln und nachweisen. Sie muss die Gründe für die ortspolizeiliche Verordnung in einem Verordnungsprüfungsverfahren schlüssig und nachvollziehbar dartun. 

Beachten Sie auch, dass ortspolizeiliche Verordnungen nicht willkürlich ergehen dürfen und verhältnismäßig sein müssen. 
] 

(1) Zur Abwehr und Beseitigung von dem örtlichen Gemeinschaftsleben störenden Missständen durch infolge Alkoholkonsums verursachte Gefährdungen von Personen, mutwillig verursachten Sachbeschädigungen sowie Belästigungen von Gemeindebürgern an öffentlichen bzw. öffentlich zugänglichen Straßen und Plätzen im Gemeindegebiet der Stadt-, Markt-, Gemeinde XY ist auf folgenden öffentlichen Straßen und Plätzen der Konsum von alkoholischen Getränken verboten: 

1. Straße/Platz ……………………………………. Gst. Nr. ……………EZ ……….. KG ………
2. Straße/Platz ………………………………….… Gst. Nr. ……………EZ ……….. KG ………
3. Straße/Platz ………………………………….… Gst. Nr. ……………EZ ……….. KG ………

(2) Dem Konsum ist ein Verhalten gleichzusetzen, bei dem auf Grund der gesamten äußeren Umstände darauf geschlossen werden kann, dass eine Konsumation stattfindet oder unmittelbar bevorsteht, wie das Bereithalten oder Öffnen von Behältnissen alkoholischer Getränke oder das Setzen sonstiger der eigentlichen Konsumation dienenden Vorbereitungshandlungen.

§ 2
Lageplan
Die gem. § 1 umfassten Flächen sind im beiliegenden Lageplan, der einen integrierenden Bestandteil dieser Verordnung bildet, farblich und schraffiert gekennzeichnet dargestellt. Diese Flächen werden entsprechend beschildert.
§ 3
Ausnahmen
Ausgenommen von diesem Verbot gemäß § 1 ist der Konsum von alkoholischen Getränken in Gastgärten, welche im Rahmen der Ausübung einer bestehenden Gewerbeberechtigung ausgeschenkt bzw. verkauft werden, oder anlässlich von ordnungsgemäß angemeldeten bzw. behördlich genehmigten Veranstaltungen.
§ 4
Strafbestimmung[endnoteRef:3] [3:  Die Gemeinde ist nicht befugt, in der ortspolizeilichen Verordnung die Strafart oder die Strafhöhe festzusetzen.] 

Die Nichtbefolgung der Bestimmungen dieser Verordnung stellt eine Verwaltungsübertretung dar und wird gemäß § 41 Abs.1 Oö. Gemeindeordnung 1990, LGBl 91/1990 idF LGBl. 64/2025, von der Bürgermeisterin oder vom Bürgermeister im übertragenen Wirkungsbereich mit einer Geldstrafe bis 220,00  Euro bestraft, wenn aber mit einer Geldstrafe nicht das Auslangen gefunden werden kann, mit Arrest bis zu 2 Wochen.
§ 5
Inkrafttreten
(1) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages ihrer Kundmachung im Verordnungsblatt der (Markt/Stadt) Gemeinde XY in Kraft.
(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Alkoholverbotsverordnung, VBl. Nr. . XX/XXXX, außer Kraft.


	Die Bürgermeisterin / Der Bürgermeister:

	N. N.



*Anlage/n

	Bildmarke
	Dieses Dokument wurde amtssigniert. Informationen zur Prüfung der elektronischen Signatur und des Ausdrucks finden Sie unter: https://www......at/amtssignatur
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